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Preußiſche Geſetzzammlung 


1931 | Ausgegeben zu Berlin, den 17. Dezember 1931 | Nr. 51 


(Nr. 13675.) Preußiſche Verordnung zur Durchführung des Milchgeſetzes vom 31. Juli 1930. (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 421). Vom 16. Dezember 1931. 


Auf Grund des § 52 Abſ. 2 und des § 53 Abſ. 2 des Milchgeſetzes vom 31. Juli 1930 
(Reick sgeſetzbl. I S. 421) und des § 30 der Erſten Verordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes 
vom 15. Mai 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 150) wird folgendes verordnet: 


D 


Artikel J. 
Allgemeine Vorſchriſten. 
8 1. 


Tiefſtallungen, in denen Kühe gehalten werden, müſſen mit ausreichender Streu verſehen 
ſein, die den Kühen ein trockenes Lager bietet. 


8 2. 
Die Melkperſonen haben trocken zu melken. Ein leichtes Einreiben der Hände des Melkers 
oder der Zitzen mit geeignetem Melkfett iſt zuläſſig. 


§ 3. 
Seihtücher müſſen nach jedem Melken gründlich gereinigt und getrocknet werden; Watte— 
einlagen in Filtern müſſen für jedes Melken erneuert werden. 


8 4. 
Die Regierungspräſidenten, in Berlin der Polizeipräſident, können auf Antrag von milch— 
verarbeitenden Betrieben zulaſſen, daß die Milch für Käſereizwecke ungeſeiht geliefert werden darf. 
Sie können auch Ausnahmen von der Vorſchrift des Kühlens der Milch zulaſſen. 


8 5. 

In Städten gelegene Abmelkwirtſchaften gelten nicht als landwirtſchaftliche Betriebe, wenn 
ſie den ausſchließlichen Sonderzweck verfolgen, Kühe zur Mäſtung oder zur Milchnutzung zu 
halten, und das Vieh hauptſächlich oder überwiegend mit gekauftem oder auf gepachteten Ländereien 
gewonnenem Futter unterhalten wird. 


sp 
Die gemäß $ 5 des Geſetzes den oberſten Landesbehörden vorbehaltene Zuſtändigkeit wird den 
Regierungspräſidenten, in Berlin dem Polizeipräſidenten, übertragen mit der Maßgabe, daß die 
Mindeſtforderung an den Fettgehalt 2,7 vom Hundert nicht unterſchreiten darf. 


§ 7. 

Die gemäß 81 Abſ. 3 Ziff. 2 b der Erſten Verordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes den 
oberſten Landesbehörden vorbehaltene Zuſtändigkeit wird den Regierungspräſidenten, in Berlin 
dem Polizeipräſidenten, übertragen mit der Maßgabe, daß dieſe aus zwingenden wirtſchaftlichen 
Gründen im Einzelfall die Überfchreitung der zweiundzwanzigſtündigen Friſt bis zu drei Stunden 
zulaſſen können, ſofern die Milch entſprechend gekühlt wird und bis zur Paſteuriſierung eine Tem- 
peratur von 15° nicht überſchreitet. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 31. Dezember 1931.) 51 
Geſetzſammlung 1931. (Nr. 13 675.) 
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§ 8. 
Die Apparate und Einrichtungen für die Dauererhitzung und die Momenterhitzung müſſen 
den Richtlinien entſprechen, die der Miniſter aufſtellt. 


§ 9. 
() Paſteuriſierte Milch darf bis zur Abgabe an den Verbraucher keine höhere Temperatur 
als 15° aufweiſen. 
(2) Das gleiche gilt für rohe Milch, ſofern ſie nicht innerhalb fünf Stunden nach der Ge⸗ 
winnung an den Verbraucher abgegeben wird. 


$ 10. 

(1) Es iſt verboten, in Räumen, in denen Milch aufbewahrt, bearbeitet, feilgehalten, ab⸗ 
gegeben oder verarbeitet wird, gleichzeitig Gegenſtände und Waren aufzubewahren, die den Ge⸗ 
ſchmack und die Beſchaffenheit der Milch nachteilig beeinfluſſen können, oder deren Lagerung oder 
Behandlung Staub verurſacht (Heringe, Petroleum, Abfälle aller Art, Kartoffeln, friſches Obſt, 
Gemüſe, Pack- und Lagerſtroh, Kohlen, Briketts, Holz, Seife uſw.). Desgleichen iſt unterſagt, 
Milch jo zu befördern, insbeſondere in Milchtransportwagen, daß ihr Geſchmack und ihre Be- 
ſchaffenheit nachteilig beeinflußt werden kann. 

(2) Wird Käſe in Räumen gelagert, ſo muß er ſo aufbewahrt oder verpackt ſein, daß er den 
Geruch und Geſchmack der Milch nicht nachteilig beeinfluſſen kann. 

(3) Die Beſtimmungen der Abſ. 1 und 2 finden keine Anwendung für Unternehmen, in denen 
Milch ausſchließlich in verkaufsfertigen Packungen abgegeben wird, ſofern Vorſorge getroffen iſt, 
daß eine 1 5 der Milch durch andere Waren und Gegenſtände nicht er— 
folgen kann. 


§ 11. 

Milchgefäße, auch Milchtransportgefäße, ſind unbeſchadet einer ſpäteren ordnungsmäßigen 
Reinigung unverzüglich nach ihrer Entleerung zweckdienlich mit Waſſer zu ſpülen, ſofern ſie nicht 
unmittelbar nach ihrer Entleerung zur Rücklieferung von Molkereirückſtänden benutzt werden. 
Unberührt bleiben andere Vorſchriften des Reichs- oder Landesrechts. 


§ 12. 

(1) Milch, die in den im 89 Abſ. 1 des Geſetzes genannten Formen in den Verkehr gebracht 
wird, muß paſteuriſiert ſein. Dies gilt nicht: 

1. für Markenmilch, vorbehaltlich der Beſtimmungen des § 33; 

2. für Vorzugsmilch; 

3. für Milch, die der Erzeuger in einem landwirtſchaftlichen Betriebe gewinnt und an 

der Betriebsſtätte ſelbſt unmittelbar an den Verbraucher abgibt. 

(2) Das Abfüllen der Milch in Gefäße oder Behältniſſe (Abſ. 1) darf nur im Betrieb des Er- 
zeugers oder in Bearbeitungsſtätten vorgenommen werden. Als Bearbeitungsſtätten gemäß 8 9 
Abſ. 3 des Geſetzes gelten Molkereien, Meiereien, Sennereien, Gutsmolkereien oder vom Re— 
gierungspräſidenten, in Berlin dem Polizeipräſidenten, beſonders anerkannte Abfüllbetriebe. 


i § 13. 

(1) Milch, ſofern fie nicht gekocht iſt oder zur Vermiſchung mit anderen Getränken wie 
Kaffee, Tee uſw. beſtimmt iſt, darf in Gaft- und Schankſtätten, Kantinen, Milchhäuschen oder 
ſonſt zum Genuß an Ort und Stelle nur in den im § 9 des Geſetzes und § 12 dieſer Verordnung 
genannten Formen abgegeben werden. Dies gilt nicht für die Abgabe von Milch in Betrieben, 
denen gemäß § 14 des Geſetzes eine Erlaubnis zur Abgabe von Milch erteilt iſt. Die verkaufs⸗ 
fertigen Packungen ſind dem Verbraucher ungeöffnet auszuhändigen. 

(2) Die Ortspolizeibehörde kann von der Vorſchrift des Abſ. 1 Ausnahmen zulaſſen, wenn 
den 1 Erforderniſſen Rechnung e iſt. | 
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§ 14. 
Im Falle des § 12 des Geſetzes wird die den oberſten Landesbehörden vorbehaltene Zu— 
ſtändigkeit den Regierungspräſidenten, in Berlin dem Polizeipräſidenten, übertragen mit der Maß— 
gabe, daß vor Erlaß der Anordnungen jeweils die Zuſtimmung des Miniſters einzuholen iſt. 


§ 15. 

(1) Die Ortspolizeibehörden haben, ſobald ſie davon Kenntnis erhalten, daß bei einer im 
Verkehr mit Milch tätigen Perſon eine der im § 13 Abſ. 1 und 3 des Geſetzes genannten 
Erſcheinungen vorliegt, unverzüglich dem zuſtändigen Kreisarzt Anzeige zu erſtatten. Der Kreis— 
arzt hat die nötigen Maßnahmen bei der Ortspolizeibehörde zu beantragen. 

(2) Perſonen, die an Typhus, Paratyphus, Ruhr, offener Tuberkuloſe oder mit dem Verdacht 
auf Typhus, Paratyphus oder Ruhr erkrankt waren, bedürfen zur Aufnahme einer Tätigkeit in 
einem milchwirtſchaftlichen Betriebe der Genehmigung der Ortspolizeibehörde, die nur dann erteilt 
werden darf, wenn von dem Kreisarzte keine Bedenken erhoben werden. 

(3) In Sammelmolkereien dürfen nur ſolche Perſonen bei der Be- und Verarbeitung der 
Milch, der Herſtellung von Milcherzeugniſſen und ihrer Abgabe beſchäftigt werden, bei denen durch 
eine bakteriologiſche Stuhl- und Urinunterſuchung feſtgeſtellt iſt, daß ſie weder Typhus- noch Para⸗ 
typhus⸗ und Ruhrbazillen ausſcheiden. Dieſe Unterſuchungen werden von den Medizinalunter- 
ſuchungsämtern, in den durch Zahlung des Gebührenpauſchales an das Medizinalunterſuchungs— 
amt angeſchloſſenen Stadt- und Landkreiſen im Rahmen der durch das Pauſchale abgegoltenen 
Unterſuchungen koſtenlos, in den nicht angeſchloſſenen Kreiſen gegen Erſtattung der vorgeſchrie— 
benen Einzelgebühren ausgeführt. b 

§ 16. 

(1) Holzgefäße dürfen nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung zur Aufbewahrung und 
Beförderung von Milch nur noch vier Jahre lang, zur Aufbewahrung und Beförderung von Butter— 
milch, Sauermilch oder Molke nur noch innerhalb von ſieben Jahren verwendet werden. 

(2) Die Vorſchriften des 8 3 Nr. 3 d der Erſten Verordnung zur Ausführung des Milch- 
geſetzes finden keine Anwendung auf Vakuumapparate zur Herſtellung von eingedickter Milch und 
gezuckerter Kondensmagermilch, auch nicht auf die polierten Stahlwalzen zur Herſtellung von 
Milchpulver, Magermilchpulver und Sahnepulver. 


§ 17. 
Zuſtändige Behörden gemäß § 51 I Nr. 3 des Geſetzes find die Regierungspräſidenten, in 
Berlin der Polizeipräſident, gemäß § 4 Abſ. 4 der Erſten Verordnung zur Ausführung des Milch— 
geſetzes die betreffenden Veterinärpolizeibehörden. 


Artikel II. 
Erlaubnis zur Abgabe von Milch. 
§ 18. 


(1) Von einer Nachprüfung der nach § 14 Abſ. 5 Nr. 2 des Geſetzes erforderlichen Sachkunde 
kann abgeſehen werden: 


a) wenn der Antragſteller eine ſtaatlich anerkannte Molkereilehr- und verſuchsanſtalt 
(Molkereiſchule) oder einen behördlich zugelaſſenen Milchhandelsfachkurſus mit Erfolg 
beſucht hat; 

b) wenn er mit Erfolg eine ſtaatlich anerkannte Prüfung als Molkereigehilfe beſtanden hat: 

c) wenn er nachweislich drei Jahre eine Molkerei oder Milchhandel betrieben hat; 


d) wenn er ein Zeugnis eines amtlichen oder beauftragten Sachverſtändigen (Sachverſtän— 
digen der Lebensmittelpolizei, des ſtädtiſchen Geſundheitsamts, der Induſtrie- und 
Handelskammer oder in den Fällen des § 17 des Geſetzes der Landwirtſchaftskammer) 
über ſeine Sachkunde hinſichtlich der für die Ausübung ſeines Gewerbes erforderlichen 
Kenntniſſe über die Zuſammenſetzung, die Beſchaffenheit der Milch und die einfachſten 
Milchunterſuchungsmethoden vorlegt. 


8 


N 
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(2) Beſchränkt ſich das Unternehmen auf den Vertrieb von Milch in verkaufsfertigen 
Packungen, bedarf es lediglich des Nachweiſes der für dieſe Vertriebsart erforderlichen Sachkunde. 
§ 19. 

Wer Milch an andere gemäß § 14 des Geſetzes abgibt, muß, ſofern er nicht die nicht per. 
kaufte Milch ſeinem Lieferanten zurückgibt oder an einen milchverarbeitenden Betrieb abliefert, 
einen beſonderen Verarbeitungsraum mit den erforderlichen Einrichtungen beſitzen, es ſei denn, 
daß er die nicht verkaufte Milch lediglich zur Herſtellung von Speiſequark zur unmittelbaren 
Abgabe an den Verbraucher verwendet. 

§ 20. 

In Betrieben, in denen Milch nur in verkaufsfertigen Packungen in den Verkehr gebracht 

wird, genügt für ihre Aufbewahrung ein ausreichender Kühlſchrank. 


8 21. 


(1) Die Erlaubnis zur Abgabe von Milch iſt nur dann zu erteilen, wenn anzunehmen iſt, daß 
der Unternehmer, ſofern er Kleinhändler oder verantwortlicher Leiter einer Molkerei, Meierei, 
Gutsmolkerei oder eines Abfüllbetriebs iſt, 


in Städten oder Gemeinden unter 10 000 Einwohnern ... mindeſtens 50 Liter, 
in Städten oder Gemeinden über 10 000 bis 50 000 Einwohner mindeſtens 100 Liter, 
in Städten oder Gemeinden über 50 000 Einwohner. ... mindeſtens 200 Liter 


Milch und Rahm, Magermilch, Buttermilch, Sauermilch, Joghurt oder Kefir, ſofern er Großhändler 
iſt, jeweils mindeſtens die fünffache Menge täglich in den Verkehr bringt. 

(2) Sofern der Unternehmer ausſchließlich Milch in verkaufsfertigen Packungen in den Ber- 
kehr bringt, gelten als Mindeſtmenge 40 Liter. 

(3) Die gleichen Vorausſetzungen find nachzuweiſen für jede Niederlaſſung und Zweigſtelle 
(Verkaufsſtelle) des Unternehmens. 

(4) Die Regierungspräſidenten, in Berlin der Polizeipräſident, können eine andere Mindeſt— 
menge feſtſetzen, ſofern dies in Rückſicht auf beſondere Verhältniſſe angezeigt erſcheint. 

(5) Wenn nicht von vornherein anzunehmen iſt, daß der Antragſteller unmittelbar nach der 
Betriebseröffnung die feſtgeſetzte Mindeſtmenge erreicht, er aber glaubhaft macht, daß dieſe nach 
Lage der örtlichen Verhältniſſe in kurzer Zeit erreicht werden wird, kann die zuſtändige Behörde 
in beſonderen Ausnahmefällen, z. B. in ſtädtiſchen Neuſiedlungen, die Führung des Betriebs bis zu 
ſechs Monaten auf Widerruf geſtatten. 

(6) Die Vorſchriften der Verordnung über das Inkrafttreten des Milchgeſetzes Artikel 2 8 1 
Abſ. 1 (Reichsgeſetzbl. I S. 149) werden hierdurch nicht berührt. 

§ 22. 
Die Regierungspräſidenten, in Berlin der Polizeipräſident, können in Gebieten mit zahl- 
reichen kleinbäuerlichen Betrieben Ausnahmen von den Vorſchriften des § 17 Abſ. 1 des Geſetzes 
zulaſſen, wenn die Durchführung der genannten Vorſchriften zu einer unverhältnismäßigen 


Belaſtung der Erlaubnisbehörden führen würde. 


Erlaubnisbehörden. 
§ 23. 

() In den Fällen des § 14 Abſ. 1, 3 und 8, § 15 Abſ. 1, § 17 Abſ. 1 des Geſetzes werden 

als zuſtändige Behörden beſtellt: 

a) in erſter Inſtanz in den kreisangehörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern, 
ſoweit dort die Magiſtratsverfaſſung beſteht, der Magiſtrat, ſoweit dort die Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung gilt, der Bürgermeiſter und die Beigeordneten als Kollegium, im 
übrigen in den kreisangehörigen Städten und Landgemeinden der Kreisausſchuß, in 
den Städten der Stadtausſchuß; 

b) in zweiter Inſtanz der Bezirksausſchuß. 


Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 51, ausgegeben am 17. 12. 31. 263 


(2 In den Fällen des § 16 Abſ. 1 des Geſetzes werden als zuſtändige Behörden die Orts⸗ 
polizeibehörden beſtellt. 

(3) Die Entſcheidungen gemäß Abſ. 1 ergehen im Beſchlußverfahren, auf beſonderen Antrag 
der Antragſteller oder der Ortspolizeibehörde im Verwaltungsſtreitverfahren. Der Bezirksausſchuß 
entſcheidet in allen Fällen im Verwaltungsſtreitverfahren. 

(4) Vor der Erteilung der Erlaubnis iſt in erſter Inſtanz mindeſtens je ein Sachverſtändiger 
aus den Kreiſen der Milcherzeuger, der Molkereigenoſſenſchaften, der Privatmolkereien, des Milch- 
handels und der Verbraucher gutachtlich zu hören. Die Sachverſtändigen der Milcherzeuger und 
der Molkereigenoſſenſchaften ſind von der Landwirtſchaftskammer, die Sachverſtändigen der 
Privatmolkereien und des Milchhandels ſind von der zuſtändigen Induſtrie- und Handelskammer 
vorzuſchlagen; der Sachverſtändige der Verbraucher wird von der nach Abſ. 1 zuſtändigen Behörde 
berufen. 

(5) In den Beſcheiden, durch die die Erlaubnis zur Abgabe von Milch erteilt wird, find më: 
beſondere die Betriebsart und die zugelaſſenen Räume genau zu bezeichnen. 

(6) Soweit ein Verwaltungsſtreitverfahren ftattfindet, unterliegt auch die Anforderung an die 
Mindeſtmenge (8 14 Abſ. 5 Nr. 6 des Geſetzes) der Nachprüfung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

(7) Iſt die Entſcheidung in erſter Inſtanz in Abweichung von der Stellungnahme der Orts⸗ 
polizeibehörde getroffen, ſo iſt auch dieſe zur Einlegung der zuſtändigen Rechtsmittel befugt. 

(s) Der Bezirksausſchuß entſcheidet endgültig, ſofern nicht auf Grund des Milchgeſetzes die 
Entſcheidung erſter Inſtanz endgültig iſt. 

(9) Die zu erteilenden Beſcheide find ſchriftlich zu erteilen, mit Gründen zu verſehen und 
haben eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten. 


§ 24. 
Das Verfahren zur Entziehung der Erlaubnis iſt durch die Ortspolizeibehörde einzuleiten. 


Artikel III. 
Markenmilch. 
§ 25. 

(1) Die zu bildenden Überwachungsſtellen haben ſich aus folgenden Mitgliedern zuſammen— 

zuſetzen: 

1. zwei Landwirten, die von der Landwirtſchaftskammer benannt werden und von denen 

mindeſtens einer dem Kreiſe der Markenmilcherzeuger zu entnehmen iſt; 

2. zwei Molkereifachleuten, die von den geſetzlichen Berufsvertretungen in Vorſchlag zu 
bringen ſind, und von denen mindeſtens einer dem Kreiſe der Markenmilchherſteller zu 
entnehmen iſt; 

3. einem Vertreter des Milchhandels auf Vorſchlag der Induſtrie- und de een 
4. einem Vertreter der Gemeinden und Gemeindeverbände; 
) 


5. einem vom Oberpräfidenten, in Sigmaringen vom Regierungspräſidenten, zu benennenden 
Vertreter der Verbraucherſchaft; 


6. dem milchwirtſchaftlichen Dezernenten der Landwirtſchaftskammer oder einem von der 
Landwirtſchaftskammer beſtellten milchwirtſchaftlichen Sachverſtändigen; 


7. dem Leiter des Tierſeuchen- oder Bakteriologiſchen Inſtituts der Landwirtſchaftskammer 
oder einem von der Landwirtſchaftskammer beſtellten Tierarzte. 


2) Für jedes der aufgeführten Mitglieder iſt ein Stellvertreter zu benennen. Die Mitglieder 
zu Ziffer 1 bis 5 und deren Stellvertreter ſind auf die Dauer von zwei Jahren zu beſtellen. 


(3) Unmittelbare Staatsbeamte können nicht Mitglieder der Überwachungsſtelle fein. 


(4) Die Landwirtſchaftskammer ernennt eines von ihren beſtellten Mitgliedern zum Vor⸗ 
ſitzenden der Überwachungsſtelle. Die Beſchlußfaſſung erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit bei 
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Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte der Mitglieder oder ihrer Stellvertreter. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die Beſchlußfaſſung über die Auflöſung der 
Überwachungsſtelle erfolgt gleichfalls durch Stimmenmehrheit. Sie bedarf der Zuſtimmung der 
Landwirtſchaftskammer. 

(5) Die gemäß Abſ. 2 zu beſtellenden Stellvertreter können, ſoweit ſie ein ordentliches Mit⸗ 
glied nicht vertreten, an allen Beratungen der Überwachungsſtelle mit beratender Stimme teil- 
nehmen, auch Sitzungseinladungen ſind ihnen rechtzeitig zuzuſtellen. 

(6) Weitere Feſtſetzungen auf Grund des § 26 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 des Geſetzes bedürfen der 
Zuſtimmung des Oberpräſidenten, in Sigmaringen des Regierungspräſidenten. 


§ 26. 
Der Miniſter wird ermächtigt, mit den oberſten Landesbehörden anderer Länder Verein— 
barungen über gemeinſam zu errichtende Überwachungsſtellen zu treffen. 


§ 27. f 

Der Oberpräſident, in Sigmaringen der Regierungspräſident, kann Bevo lmächtigte in die 
Überwachungsſtellen entſenden. 3 

! § 28. 

(1) Zur Deckung ihrer Koſten können die Überwachungsſtellen von den beteiligten Unter: 
nehmern Gebühren für die Anmeldung and den Bezug der Markenzeichen erheben. Mit Zu— 
ſtimmung des Miniſters dürfen ſie ausnahmsweiſe ein Umlageverfahren durchführen. Zuläſſig iſt 
die Feſtſetzung von Leiſtungsgebühren für im Einzelfall bei der Stallkontrolle oder den vor— 
geſchriebenen Milch- und Milchtierunterſuchungen entſtehende Sonderaufwendungen. Die Ge⸗ 
bührenſätze bedürfen der Zuſtimmung des Miniſters. 

(2) Die Beitreibung rückſtändiger Beiträge und Gebühren erfolgt im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren. Vollſtreckungsbehörde gemäß den Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren 
iſt die Gemeindebehörde. 

§ 29. 

(1) Gegen Beſchlüſſe der Überwachungsſtellen, die nicht Feſtſetzungen oder Beſtimmungen nach 
§ 31 Abſ. 1, § 32 Abſ. 1 und § 33 Abſ. 5 des Geſetzes find, ſteht den Betroffenen unter Ausſchluß 
des Rechtswegs Berufung an ein Schiedsgericht zu, das unter dem Vorſitze des Oberpräſidenten, 
in Sigmaringen des Regierungspräſidenten, oder eines von ihm beſtellten Vertreters, aus einem 
Markenmilcherzeuger und einem Molkereifachmann als Beiſitzer beſteht. Einen Beiſitzer ernennt 
die Überwachungsſtelle, den anderen die klagende Partei. 

(2) Im übrigen finden die entſprechenden Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung über das 
Schiedsgerichtsverfahren Anwendung. Die Anrufung des Schiedsgerichts hat keine aufſchiebende 
Wirkung. 

§ 30. 

(1) Zur Markenmilchgewinnung dürfen Kühe nicht verwendet werden, die an den in den 
SS 3 und 4 der Erſten Verordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes aufgeführten Krankheiten 
leiden, oder deren Geſundheitszuſtand den Verdacht auf dieſe Krankheiten gerechtfertigt erſcheinen läßt. 

(2) Die Viehbeſtände müſſen dem ſtaatlich anerkannten Tuberkuloſetilgungsverfahren an- 
geſchloſſen ſein. Die Kühe müſſen vor ihrer Benutzung als Markenmilchkühe von dem beamteten 
Tierarzt oder durch andere von der Überwachungsſtelle ſtändig damit betraute Tierärzte unterſucht 
und auf Grund des kliniſchen und bakteriologiſchen Unterſuchungsergebniſſes für geeignet befunden 
worden ſein. Die kliniſche Unterſuchung des ganzen Milchtierbeſtandes iſt alle drei Monate zu 
wiederholen; das gleiche gilt für die bakteriologiſche Unterſuchung der Milch. Die hierfür erforder⸗ 
lichen Milchproben ſind vom Tierarzt gelegentlich der kliniſchen Unterſuchung zu entnehmen. Es 
können Milchproben von mehreren Kühen, bis zu zehn Kühen, zu einer Miſchmilchprobe zu— 
ſammengefaßt werden. Wird in einem ſolchen Falle durch die bakteriologiſche Unterſuchung der 
Milch eine der in den SS 3 und 4 der Erſten Verordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes out. 
geführten Krankheiten der Kühe oder der Verdacht auf eine ſolche Erkrankung feſtgeſtellt, ſo ſind 
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von den in Betracht kommenden Kühen ſogleich Einzelmilchproben zu entnehmen. Auch iſt von 
einer Kuh, bei der Krankheitserſcheinungen am Euter vorliegen, ſtets eine Einzelmilchprobe zu 
entnehmen. 

(3) Erkrankte oder krankheitsverdächtige Kühe, insbeſondere ſolche mit Erkrankungen am 
Euter, ſind dem Tierarzt unverzüglich zu melden und von den übrigen zur Markenmilchgewinnung 
dienenden Kühen getrennt zu halten. Die Einſtellung oder Wiedereinſtellung unter die übrigen 
Kühe darf erſt erfolgen, nachdem der beauftragte Tierarzt dies für unbedenklich erklärt hat. Die 
Milch von kranken oder von kliniſch oder bakteriologiſch krankheitsverdächtigen Kühen darf für 
die Dauer der Erkrankung oder des Verdachts nicht als Markenmilch in den Verkehr gebracht 
werden. 

§ 31. 

Feſtſetzungen oder Beſtimmungen der Überwachungsſtellen gemäß § 31 Abſ. 1, § 32 Abſ. 1 
und § 33 Abſ. 5 des Geſetzes, ſofern fie grundſätzlicher Art find, bedürfen der Zuſtimmung des 
Oberpräſidenten, in Sigmaringen des Regierungspräſidenten. 

§ 32. 

Für die Überwachung des Geſundheitszuſtandes der Melkperſonen und ſonſtiger Perſonen, 
die bei der Gewinnung oder der Behandlung von roher Markenmilch tätig find, gelten die Vor: 
ſchriften des § 45 dieſer Verordnung entſprechend. 

§ 33. 

(1) Markenmilch, die aus mehr als einem einzigen landwirtſchaftlichen Betriebe ſtammt, 
zuſammengeſchüttet und auf verkaufsfertige Packungen gefüllt wird, darf nur paſteuriſiert an den 
Verbraucher abgegeben werden. f 

GI Rohe Markenmilch muß aus einem Beſtande ſtammen. 

§ 34. 

(1) Die Überwachungsſtellen haben Vorſorge zu treffen, daß in Molkereien, Meiereien, Senne— 
reien, Gutsmolkereien, Markenmilch von anderer Milch räumlich oder zeitlich getrennt be— 
arbeitet wird. 

(2) Abfüllbetriebe bedürfen der Anerkennung der Überwachungsſtellen. Für die Abfüllbetriebe 
gelten in gleicher Weiſe die Vorſchriften des Abf. 1. , 

§ 35. 
Die Überwachungsſtellen beſtimmen die Art der Veröffentlichung ihrer Bekanntmachungen. 


Artikel IV. 
Vorzugsmilch. 
§ 36. 

Unter der Bezeichnung „Vorzugsmilch“ darf Milch nur angeboten, feilgehalten, verkauft oder 
ſonſt in den Verkehr gebracht werden, wenn den nachſtehenden beſonderen Anforderungen ent— 
ſprochen wird. 

§ 37. 
GE Vorzugsmilch muß einen Fettgehalt von mindeſtens 3 vom n haben. 
§ 38. 
(0) Die Keimzahl der Vorzugsmilch bei Abgabe a an Leg geen darf 150 000 in 1 cem 
nicht überſteigen. 

(2) Milch, die mehr als 30 Colibakterien in 1 cem enthält, darf nicht als Votzugsmilch in 
den Verkehr gebracht werden. 

Die Methoden für die Wen des Keimgehalts müffen den Anweiſungen entſprechen, 
die der Miniſter erläßt. 


(3) Das aus 10 cem Milch gewonnene Zentrifugat darf 1,5 Trommsdorffgrade nicht übe 
ſteigen. 


266 Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 51, ausgegeben am 17. 12. 31. 


(% Die in den Verkehr gebrachte Vorzugsmilch darf nicht früher als am Tage vor dem In⸗ 
verkehrbringen gewonnen ſein und darf bis zur Abgabe an den Verbraucher eine Temperatur 
von 15° nicht überſchreiten. 5 

§ 39. 

(1) Die Vorzugsmilch darf an den Verbraucher nur in den im § 9 des Geſetzes genannten 
Formen abgegeben werden mit der Maßgabe, daß die Ausnahmebeſtimmungen des § 21 Abſ. 1 
der Erſten Verordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes hier nicht Platz greifen und der Verſchluß 
über den Flaſchenrand hinausgreifen muß. An Unternehmen, die größere Mengen für den 
eigenen Verbrauch beziehen, wie Krankenhäuser, Wohlfahrtsanſtalten uſw. darf die Abgabe auch 
in plombierten, leicht zu reinigenden Kannen erfolgen. 

(2) Auf der Außenſeite der verkaufsfertigen Packung oder auf dem Verſchluſſe muß auch der 
Tag nach der Gewinnung angegeben ſein. 

(3) Die Abfüllung auf Flaſchen oder plombierte Kannen muß in der Betriebsſtätte des 
Erzeugers erfolgen. 

(4) Vorzugsmilch darf, unbeſchadet der Vorſchriften des § 12 Abſ. 4 des Geſetzes, nicht er— 
hitzt oder einem gleichwertigen Verfahren unterworfen werden. 

(5) Räume oder Einrichtungen, in denen Vorzugsmilch aufbewahrt oder bearbeitet wird, 
ſind kühl zu halten und dürfen zu anderen Zwecken nur inſoweit verwendet werden, als die Be 
ſchaffenheit der Milch hierdurch nicht nachteilig beeinflußt werden kann. 

(6 Die Milchkammer muß einen undurchläſſigen Fußboden, abgedichtete Wände und Decken 
beſitzen. 

(7) Melkmaſchinen, Milchſiebe oder Milchreinigungsapparate, Kühler, Rohrleitungen, Auf— 
bewahrungsgefäße und Abfüllvorrichtungen ſind nach jedem Gebrauche gründlich zu reinigen und 
zu desinfizieren. Für die Reinigung und Desinfektion der Apparate kann der Miniſter beſondere 
Verfahren anordnen. 

§ 40. 

(1) Die Viehbeſtände, deren Milch als Vorzugsmilch in den Verkehr gebracht wird, müſſen 
dem ſtaatlich anerkannten Tuberkuloſetilgungsverfahren angeſchloſſen ſein. 

(2) Der Betrieb, in dem Vorzugsmilch gewonnen wird, muß einem Milchviehkontrollverein 
oder einer entſprechenden Einrichtung angeſchloſſen ſein. 

(3) Vorzugsmilch darf nur von Kühen gewonnen werden, die von dem beamteten Tierarzt 
unterſucht und auf Grund des kliniſchen und bakteriologiſchen Unterſuchungsergebniſſes für 
geeignet befunden worden find. Sie dürfen insbeſondere nicht an den in den Së 3 und 4 
der Erſten Verordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes aufgeführten Krankheiten leiden; auch 
darf ihr Geſundheitszuſtand den Verdacht auf dieſe Krankheiten nicht gerechtfertigt erſcheinen laſſen. 
Die kliniſche Unterſuchung des ganzen Viehbeſtandes durch den beamteten Tierarzt iſt monatlich zu 
wiederholen. Die Milch iſt gleichfalls monatlich bakteriologiſch zu unterſuchen. Die hierfür 
erforderlichen Milchproben ſind vom beamteten Tierarzte gelegentlich der kliniſchen Unterſuchung 
von jeder Kuh geſondert zu entnehmen und an ein für ſolche Unterſuchungen ſtaatlich zugelaſſenes 
bakteriologiſches Inſtitut einzuſenden, das dem beamteten Tierarzt und dem Inhaber des land— 
wirtſchaftlichen Betriebs den Befund ſchriftlich mitteilt. Der beamtete Tierarzt hat dem Betriebs 
inhaber die Maßnahmen zu eröffnen, die bei den kranken oder krankheitsverdächtigen Tieren zu 
beobachten ſind. Beim Vorliegen von Kuherkrankungen, bei denen eine geſundheitsſchädliche Be— 
ſchaffenheit der Milch erwartet werden kann, iſt vom beamteten Tierarzt auch die Polizeibehörde 
des Erzeugungsorts ſowie des oder der Orte zu benachrichtigen, in denen Vorzugsmilch aus dem 
betreffenden Beſtand in den Verkehr gelangt. 

(4) Bei größeren Beſtänden können Milchproben von mehreren Kühen, bis zu zehn Kühen, 
zu einer Miſchmilchprobe zuſammengefaßt werden. Dies gilt jedoch nicht, wenn durch die bakteriolo— 
giſche Unterſuchung der Milch eine der in den SS 3 und 4 der Erſten Verordnung zur Ausführung 
des Milchgeſetzes aufgeführten Krankheiten feſtgeſtellt iſt. Auch iſt von einer Kuh, bei der Krank— 
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heitserſcheinungen am Euter vorliegen, ſtets eine Einzelmilchprobe zu entnehmen. Auf Verlangen 
des Tierbeſitzers müſſen Einzelmilchproben auch von unverdächtigen Kühen entnommen werden. 

(5) Erkrankte Kühe, insbeſondere ſolche, die an einer in den S$ 3 und 4 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes aufgeführten Krankheiten leiden oder einer ſolchen 
Krankheit verdächtig ſind, ſind tunlichſt aus dem Vorzugsmilchſtalle zu entfernen, mindeſtens 
aber in einem beſonderen Stallabteile getrennt zu halten. Die Einſtellung oder Wiedereinſtellung 
unter die Vorzugsmilchkühe darf erſt erfolgen, nachdem der beamtete Tierarzt dies für unbedenklich 
erklärt hat. 

(6) Die Milch kranker oder kliniſch oder bakteriologiſch krankheitsverdächtiger Kühe darf 
für die Dauer der Erkrankung oder des Verdachts nicht als Vorzugsmilch in den Verkehr 
gebracht werden. 

(7) Erkrankungen der Kühe müſſen ebenſo wie Krankheitsverdacht dem beamteten Tierarzt 
unverzüglich angezeigt werden. 

(8) Milch, die kurz vor oder in den erſten zehn Tagen nach dem Abkalben gewonnen wird, 
darf nicht als Vorzugsmilch in den Verkehr gelangen. Das Abkalben der Kühe ſoll nicht in 
dem Stalle oder in dem Stallabteil, in dem die Vorzugsmilch gewonnen wird, zugelaſſen werden. 
Die Wiedereinſtellung ſolcher Kühe unter die Vorzugsmilchkühe darf früheſtens zehn Tage nach 
dem Abkalben erfolgen. 

§ 41. 

(1) In Ställen, in denen zur Gewinnung von Vorzugsmilch beſtimmte Kühe gehalten 
werden (Vorzugsmilchſtall), darf außer dem Zuchtſtier anderes Vieh nicht gehalten werden. Kühe, 
die zur Gewinnung von Vorzugsmilch beſtimmt find, dürfen nicht mit anderen zur Vorzugsmilch⸗ 
gewinnung nicht beſtimmten Kühen zuſammen weiden. 

(2) Die Ställe müſſen den Anforderungen des § 15 Abſ. 1 Ziffer 1 bis 5 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes genügen und außerdem muß der Fußboden des 
Stalles eben, undurchläſſig und leicht zu reinigen ſein und der Stall muß ſoviel Raum bieten, daß 
alle Kühe ſich gleichzeitig legen können. Tiefſtallungen ſind unzuläſſig. 

(3) Die Wände des Stalles müſſen bis zur Höhe von 1,50 m mit abwaſchbarem Anſtrich, 
Belag oder Verputz verſehen ſein; die nicht abwaſchbaren Teile der Wände und die Decken 
müſſen Kalkanſtrich haben, der jährlich mindeſtens zweimal zu erneuern iſt und im übrigen 
ſtets ſauber ſein muß. 

(4) Verſchimmeltes, verdorbenes oder ſtark riechendes Futter oder ſolche Streu oder ſonſtige 
ſtark riechende Stoffe dürfen im Stalle nicht aufbewahrt werden. 

(5) Die Krippen (Barren) ſind nach jeder Fütterung, der Stall iſt täglich zu reinigen. 
Während des Melkens und eine halbe Stunde vor Beginn des Melkens darf der Dung nicht 
entfernt und die Streu nicht erneuert werden. 


§ 42. 

(1) Zur Fütterung dürfen keine Futtermittel oder Futtermiſchungen verwendet werden, die 
Durchfall oder andere Verdauungsſtörungen verurſachen oder der Milch einen ſchlechten Geſchmack 
oder Geruch geben oder ſie ſonſt minderwertig machen können. 

(2) Verboten ſind: 

A. Weidegang in folgenden Fällen: 
a) auf ſaueren Weiden mit Sauergräſern und Giftpflanzen oder auf verſchlammten Flächen; 
b) ſofern der Übergang von Stallfütterung zum Weidegang nicht allmählich ſtattfindet oder 
ſofern die Ernährung der Kühe auf der Weide nicht während der ganzen Weideperiode 
beabſichtigt iſt, ſondern nur vorübergehend (bis zu 14 Tagen) erfolgen ſoll; 
B. die Stallfütterung: 

a) mit gefrorenem oder bereiftem Grünfutter, mit Klee oder anderen kleeartigen Gewächſen 

in ganz jungem Zuſtande (3. B. im Frühjahr oder junger Stoppelklee), ſofern De nicht zu⸗ 
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ſammen mit Heu oder Stroh verfüttert werden, ferner mit Steinklee (Melilotus), Platt- 
erbſe (Lathyrus), Lupinen, Kreuzblütlern (3. B. weißer Senf, Buchweizen), mit Kartoffel- 
kraut, Kohlrübenblättern, Stoppelrübenkraut, ferner mit Runkel- und Zuckerrüben⸗ 
blättern (mit oder ohne Kopf) in verſchmutztem oder nicht gewaſchenem Zuſtand und 
ohne Rauhfutterbeigabe im Durchſchnitt des Beſtandes in einer Menge von über 30 kg 
je Kuh und Tag; 
b) mit Stoppelrüben, Futterkohl, ferner mit Runkelrüben und Kohlrüben im Durchſchnitt 
des Beſtandes in einer Menge von über 30 kg, Mohrrüben im Durchſchnitt des Beſtandes 
in einer Menge von über 20 kg je Kuh und Tag, mit Kartoffeln mit Keimen, mit Moar: 
toffeln ohne Keime und friſch im Durchſchnitt des Beſtandes in einer Menge von über 
10 kg je Kuh und Tag; ſämtliche Wurzel- und Knollengewächſe ſind nur ſchmutzfrei zu 
verfüttern; 
mit naſſer Schlempe, friſchen Biertrebern, Pülpe, Molkereirückſtänden, Obſt⸗ und Wein⸗ 
treſtern, ferner mit naſſen Schnitzeln im Durchſchnitt des Beſtandes in einer Menge von 
über 30 kg, mit grüner Melaſſe im eegen des Beſtandes in einer Menge von 
über 1 kg je Kuh und Tag; 
mit ſchimmeligem oder ſonſtwie verdorbenem oder erheblich mit Sauergräſern und Un— 
kraut durchſetztem Heu, mit Stroh oder Spreu, die ſchimmelig, dumpf oder mit Roſt⸗ 
oder Brandpilzen befallen ſind, und mit Lupinenſtroh; 
e) mit Lupinen, mit Müllereiabfällen von ſchlechter Beſchaffenheit, mit verdorbenen Melaſſe⸗ 
futtermitteln; 
f) mit Rückſtänden der Olgewinnung (Kuchen oder Mehle) aus Baumwollſaat, Hanfſamen, 
aus Leindotter, Mohn- und Rapsſamen; 
g) mit Futtermitteln tieriſcher Herkunft, wie Fiſchmehl, Fiſchabfällen, Fleiſchfuttermehl, 
Tierlörpermehl, Walfiſchmehl, Blutmehl uſw. 
(3) Gärfutter (Sauerfutter, Silofutter) iſt unter folgenden Bedingungen zuzulaſſen, die von 
Fall zu Fall zu prüfen ſind: 
a) Das Futter muß in grünem Zuſtande für die Verfütterung an Vorzugsmilchkühe ge— 
eignet ſein. 
b) Überwiegender Gehalt an Milchſäure; der Gehalt an flüchtigen Säuren ſoll höchſtens 
0,5 vom Hundert betragen; Butterſäure darf nur in Spuren vorhanden ſein. 
c) Das Gärfutter darf nie das alleinige Futter bilden, es iſt ſtets Heu zuzufüttern. 
d) Die Höchſtmenge des verabreichten Gärfutters darf im Durchſchnitt des Beſtandes 20 kg 
je Kuh und Tag nicht überſteigen. 


C 


— 


998 


— 


§ 43. 

Die Kühe ſind ſtets ſauber zu halten und zu dieſem Zwecke bei Stallhaltung täglich gründlich 

zu putzen. 
§ 44. 

(1) Die Melkperſonen haben ſich bei Beginn des Melkens durch Prüfen des Ausſehens von der 
einwondfreien Veſchaffenheit der Milch zu überzeugen. Eine als nicht einwandfrei erkennbare 
Milch, insbeſondere ſoweit ſie Flocken enthält oder keinen einwandfreien Geruch oder Geſchmack 
hat, darf nicht als Vorzugsmilch in den Verkehr gebracht werden. 

(2) Die Vorzugsmilch iſt unmittelbar nach dem Melken aus dem Stalle zu entfernen, in einer 
beſonderen Milchkammer zu reinigen, zu lüften, tiefzukühlen und auf Flaſchen zu füllen. 


8 45. 


(1) Melkperſonen und ſonſtige Perſonen, die bei der Gewinnung oder der ung der 
Vorzugsmilch tätig find, find vor erſtmaligem Beginn einer Tätigkeit dieſer Art und alsdann 
jährlich mindeſtens einmal auf ihre geſundheitliche Eignung gemäß § 13 des Geſetzes von dem 
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beamteten Arzte zu unterſuchen. Der Arzt entſcheidet über die geſundheitliche Eignung der Ter: 
ſonen für die Verwendung im Vorzugsmilchbetrieb. 

(2) Für den Fall der weiteren Unverwendbarkeit der im Abſ. 1 genannten Perſonen im Vor⸗ 
zugsmilchbetrieb hat der beamtete Arzt die Ortspolizeibehörde und das zuſtändige Arbeitsamt zu 
unterrichten. 

(3) Der Arzt hat eine Liſte zu führen, in die der Befund der Unterſuchung unter Angabe des 
Datums der Feſtſtellungen einzutragen iſt. 

§ 46. 

(1) Über die zur Lieferung von Vorzugsmilch dienenden Kühe iſt eine Liſte nach anliegendem 
Muſter (Anlage A) zu führen. Abſchrift der Liſte iſt dem beamteten Tierarzt auszuhändigen. 

(2) Der beamtete Tierarzt iſt jederzeit befugt, die Ställe, die Milchkühl- und ⸗aufbewah rungs⸗ 
räume und die Futter- und Milchvorräte zu beſichtigen und die Milchkühe zu unterſuchen. Auch 
ſind er ſowie der beamtete Arzt befugt, das Melken und die Behandlung der Milch zu prüfen und 
die Liſten einzuſehen. Der beamtete Arzt iſt ferner befugt, unbeſchadet der Vorſchriften des $ 45 
dieſer Verordnung, die mit der Pflege der Milchkühe und der Gewinnung und Behandlung der 
Milch befaßten Perſonen auf ihren Geſundheitszuſtand zu unterſuchen. 


8 47. 


(1) Der Inhaber eines Erzeugerbetriebs, der Vorzugsmilch in den Verkehr bringen will, muß 
die Genehmigung der Ortspolizeibehörde zum Vertrieb von Vorzugsmilch einholen und dabei an— 
zeigen, wo er die Vorzugsmilch gewinnen oder von wo er ſie beziehen will und wo ſie in den 
Verkehr gebracht werden ſoll. 

(2) Die Ortspolizeibehörde hat nach Eingang der Anzeige unverzüglich den beamteten Tier— 
arzt und den beamteten Arzt zwecks Vornahme der nach dieſem Artikel erforderlichen Feſtſtellungen 
zu benachrichtigen. Falls der Antragſteller die Vorausſetzungen dieſes Artikels erfüllt, hat die 
Ortspolizeibehörde die Genehmigung zu erteilen und gleichzeitig die Ortspolizeibehörden des oder 
der Orte zu benachrichtigen, in denen Vorzugsmilch aus dem betreffenden Beſtand in den Verkehr 
gelangt. Eine Anderung des Lieferungsorts iſt der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 

(3) Die Genehmigung iſt zurückzuziehen, ſobald die Vorausſetzungen nicht mehr gegeben find. 


Artikel V. 
Verfahren zur Bildung von Zwangszuſammenſchlüſſen und ⸗anſchlüſſen. 
§ 48. 

(1) Das Verfahren zur Durchführung des $ 38 des Geſetzes und der dazu ergangenen Grund» 
ſätze leitet der Regierungspräſident, für den Bereich der Stadt Berlin der Oberpräſident. Liegen 
die zuſammen⸗ oder anzuſchließenden Betriebe in verſchiedenen Regierungsbezirken, jo wird der 
zuſtändige Regierungspräſident vom Oberpräſidenten und, wenn mehrere Provinzen beteiligt find, 
vom Miniſter beſtimmt. 

(2) Das Verfahren kann auf Antrag oder von Amts wegen eingeleitet werden. 

(3) Antragsberechtigt find die geſetzlichen Berufsvertretungen der beteiligten Wirtſchaftskreiſe. 


- \ 49. 
Das Verfahren kann nur eingeleitet werden, um zur Regelung der Verwertung und des 
Abſatzes von Milch und Milcherzeugniſſen 
a) Erzeugerbetriebe, milchbearbeitende und milchverarbeitende Betriebe zuſammenzuſchließen 
(Zwongszuſammenſchluß) oder \ 
b) Erzeugerbetriebe, milchbearbeitende und milchverarbeitende Betriebe an bereits beſtehende 
Zuſammenſchlüſſe gleicher Art anzuſchließen (Zwangsanſchluß). E 
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8 50. 


Ein Verfahren auf Bildung eines Zwangszuſammenſchluſſes oder eines Zwangsanſchluſſes 
kann nur eingeleitet werden, wenn glaubhaft gemacht wird, daß ein freiwilliger Zuſammenſchluß 
oder ein freiwilliger Anſchluß E in Betracht kommenden Betriebe nicht möglich tft. 

\ 8 51. 

Bevor der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident, ein Verfahren einleitet, hat er 
die geſetzlichen Berufsvertretungen der beteiligten Wirtſchaftskreiſe ſowie gegebenenfalls die zur 
Wahrung der beſonderen Intereſſen der beteiligten Wirtſchaftskreiſe gebildeten Verbände darüber 
zu hören, ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen gemäß 8 38 des Geſetzes für erforderlich 
und zweckmäßig gehalten werden, und auf welches Gebiet ſie ſich erſtrecken ſollen. 

\ 
\ 8 52. 

() Iſt der Antrag auf Einleitung eines Verfahrens offenbar unzuläſſig, undurchführbar 
oder unzweckmäßig, oder iſt die im § 50 beſtimmte Vorausſetzung nicht glaubhaft gemacht, ſo kann 
er durch einen Beſcheid zurückgewieſen werden, der mit Gründen zu verſehen iſt. Gegen den 
Beſcheid iſt innerhalb einer Friſt von einem Monat die Beſchwerde an den Miniſter zuläſſig. 


(2) Anderenfalls ernennt der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident, einen 
Kommiſſar zur Verhandlung mit den 8 Das gleiche geſchieht, wenn das Verfahren von 
Amts wegen eingeleitet wird. 


Zwangszuſammenſchluß. 
§ 53. 

(1) Der Kommiſſar hat die in Betracht kommenden Betriebe aufzufordern, ſich innerhalb 
einer zu beſtimmenden Friſt freiwillig zuſammenzuſchließen. Dabei iſt die für einen ſolchen Zu— 
peur Aces, MËCHT Satzung mitzuteilen. Die Aufforderung und die Satzung find zu— 
zuſtellen ($ 72). In Ausnahmefällen, über die der Miniſter entſcheidet, können die Aufforderung 
und die a ſtatt der Zuftellung im Negierungsamtsblatt, den amtlichen Kreisblättern, dem 
Amtsblatt der Landwirtſchaftskammer und in ſonſt ortsüblicher Weiſe bekanntgemacht werden. 
Gegen die Aufforderung ſteht den Beteiligten innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den 
Miniſter zu, die auch bei dem Kommiſſar oder bei dem Regierungspräſidenten, in Berlin dem 
Oberpräſidenten, erhoben werden kann. Der Miniſter entſcheidet endgültig, ob das Verfahren 
auf Zwangszuſammenſchluß durchgeführt werden ſoll. Bis zur Bekanntgabe dieſer Entſcheidung 
an die Beteiligten wird die von dem Kommiſſar beſtimmte Friſt für einen freiwilligen Anſchluß 
unterbrochen. | 

(2) Nach erfolgloſem Ablaufe der zum freiwilligen Zuſammenſchluſſe geſetzten Friſt hat der 
Kommiſſar eine Verſammlung der Betriebsinhaber einzuberufen, in der über die zu treffenden 
Maßnahmen verhandelt wird. 

(3) Der Entwurf der Satzung iſt mindeſtens eine Woche vorher offenzulegen und in der Ladung 
Ort und Zeit der Offenlegung mitzuteilen. 

(4) Eine Vertretung der Betriebsinhaber in dieſer Verſammlung iſt geſtattet: 

für Ehefrauen durch ihre Ehemänner; N 

für unter elterlicher Gewalt ſtehende Perſonen durch ihre Väter oder, wenn die elterliche 

Gewalt der Mutter zuſteht, durch die Mutter; 

für Bevormundete durch ihre GE, 

für juriſtiſche Perſonen durch ihre geſetzlichen Vertreter oder deren Bevollmächtigte. 
Im übrigen können ſich die Teilnahmeberechtigten durch andere Teilnahmeberechtigte oder durch den 
leitenden Betriebsbeamten vertreten laſſen. Zum Nachweis der Vertretung genügt einfache 
ſchriftliche Vollmacht. 
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(5) Jeder Erſchienene hat in der Verſammlung nur eine Stimme, ebenſo die juriſtiſchen Per: 
ſonen. Mit Vollmacht verſehene Vertreter ſtimmen außerdem für die Vertretenen. 

(6) Über die Verhandlung, die der Kommiſſar leitet, iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die 
von dem Kommiſſar und dem Schriftführer zu unterſchreiben iſt. 


TR. 

() Stimmt die Mehrheit der Erſchienenen der Bildung des Zwangszuſammenſchluſſes zu, 
ſo läßt der Kommiſſar über die Satzung beſchließen. Zu beſonderen Verhandlungen über die 
Sutzung können Bevollmächtigte gewählt werden. 

(2) Die Satzung bedarf der Genehmigung des Regierungspräſidenten, in Berlin des Ober— 
präſidenten. Dieſer erläßt die Satzung, wenn bei den Verhandlungen eine Einigung darüber nicht 
erzielt worden iſt. \ 

\ § 55. 

Wird gegen die Bildung des Zuſammenſchluſſes Widerſpruch erhoben, jo hat der Kommiſſar 
die Erſchienenen über die Satzung zu hören. Nach Abſchluß der Verhandlungen entſcheidet der 
Miniſter, ob ein Zwangszuſammenſchluß gebildet werden ſoll. Die Satzung wird alsdann von dem 
Regierungspräſidenten, in Berlin dem Oberpräſidenten, erlaſſen. 


§ 56. 


(1) Sollen Erzeugerbetriebe mit milchbearbeitenden oder milchverarbeitenden Betrieben oder 
mit dieſen beiden Gruppen gemeinſam zuſammengeſchloſſen werden, ſo können die Verhandlungen 
mit den einzelnen Betriebsgruppen geſondert geführt werden. Für die gemeinſame Verhandlung 
können von den Betriebsgruppen Bevollmächtigte Mi einfacher Stimmenmehrheit gewählt werden. 

(2) Dient der Zuſammenſchluß ausſchließlich dem Abſatze von Trinkmilch in Verbraucher: 
gebieten, ſo ſoll die Zahl der Bevollmächtigten dem Verhältniſſe der von jeder Gruppe in das 
Verbrauchergebiet gelieferten Milchmenge entſprechen. Anderenfalls ſoll die Zahl der Bevoll— 
mächtigten dem Verhältniſſe der von den Erzeugerbetrieben gewonnenen, bei den anderen Gruppen 
der abgeſetzten und verarbeiteten Milchmengen entſprechen. Der Kommiſſar beſtimmt, für welchen 
Zeitraum die in Frage kommenden Milchmengen der Schätzung nach feſtzuſtellen ſind, und ſetzt 
die Zahl der Bevollmächtigten einer jeden Gruppe endgültig feit.- 

(3) Die Vorſchriften der SS 54 und 55 gelten entſprechend. Von der Einbeziehung einer 
Gruppe in den Zuſammenſchluß kann Abſtand genommen werden, wenn die Mehrheit dieſer 
Gruppe oder ihrer Bevollmächtigten der Einbeziehung widerſpricht und der Zweck des Zuſammen— 
ſchluſſes auch ohne Einbeziehung dieſer Gruppe geſichert erſcheint. 


§ 57. 
Die Satzung iſt im Regierungsamtsblatt zu veröffentlichen. 


eng 
Der Zwangszuſammenſchluß ift rechtsfähig. Er muß ſeinen Sitz in Preußen haben. 


§ 59. 
(1) Die Rechtsverhältniſſe des Zwangszuſammenſchluſſes und ſeiner Mitglieder, insbeſondere 
dos Stimmrecht, werden durch die Satzung geregelt, die den Vorſchriften der Ziffer III Abſ. 1 bis 3 
der Grundſätze zu § 38 des Geſetzes entſprechen muß. \ 
(2) Iſt die Satzung genehmigt oder erlaſſen, fo kann nicht mehr geltend gemacht werden, daß 
eine Vorausſetzung für ihre Genehmigung oder ihren Erlaß gefehlt habe. 


§ 60. 


Die Satzung kann Vorſchriften über Bildung eines Schieds erichts treffen, das bei Streitig— 
keiten über Angelegenheiten des Zwangszuſammenſchluſſes auf Anrufen entſcheidet. 
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§ 61. 


Der Zwangszuſammenſchluß muß einen Vorſtand haben. Dieſer kann aus einer oder meh- 
reren Perſonen beſtehen, von denen eine den Vorſitz führt. 


8 62. 


(D) Der Zwangszuſammenſchluß \jteht unter der Aufſicht des Staates. Sie beſchränkt ſich 
darauf, daß die Angelegenheiten des angszuſammenſchluſſes nach Geſetz, Satzung und ihrem 
Zwecke verwaltet werden. 

(2) Die Aufſicht führt der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident. 

(3) Die Auſſichtsbehörde (D insbeſondere befugt: 

a) jederzeit die Bücher und Schriften und Rechnungen des Zuſammenſchluſſes einzuſehen; 

b) von den Verwaltungsorganen Auskunft über alle Geſchäftsangelegenheiten zu ver- 

langen; 

c) einen Vertreter zu den Sitzungen der Verwaltungsorgane zu entſenden, die An⸗ 

beraumung von Sitzungen der Verwaltungsorgane ſowie die Ankündigung von 
Gegenſtänden zur Beſchlußfaſſung zu verlangen; 

d) die Ausführung von Beſchlüſſen oder Anordnungen zu unterſagen, die gegen das 

Geſetz oder die Satzungen verſtoßen ? 

() Die Auffichtsbehörde iſt befugt, Reviſionen durch Sachverſtändige vornehmen zu laſſen. 


Beſchlüſſe oder Maßnahmen der Organe des Zwangszuſammenſchluſſes, insbeſondere ſolche 
Beſchlüſſe, durch die Sperren oder Nachteile von ähnlicher Bedeutung verhängt werden, können 
von der Aufſichtsbehörde außer Wirkſamkeit geſetzt werden, wenn ſie geeignet ſind, die Geſamt⸗ 
wirtſchaft oder das Gemeinwohl zu gefährden, Beſchlüſſe über Verhängung einer Sperre oder 
eines Nachteils von ähnlicher Bedeutung auch dann, wenn die ie Bewegungsfreiheit 
des Betroffenen unbillig eingeſchränkt wird. 


8 64. 


(1) Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, ihre Anordnungen unmittelbar durchzuſetzen. 

(2) Kommt die Wahl des Vorſtandes oder einzelner ſeiner Mitglieder trotz der Aufforderung 
der Aufſichtsbehörde nicht zuſtande, ſo kann dieſe für die fehlenden Mitglieder Vertreter beſtellen, 
die bis zur ordnungsmäßigen Wahl deren Obliegenheiten wahrzunehmen haben. Die Auffichts- 
behörde kann für die Vertreter eine angemeſſene Entſchädigung feſtſetzen. 


8 65. 


(1) Gegen die Beanſtandung oder Unterſagung der Durchführung von Beſchlüſſen oder 
Maßnahmen der Organe des Zuſammenſchluſſes ſteht dem Vorſtande binnen zwei Wochen die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß zu. V 


(2) Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung. 


§ 66. 

Auf Verlangen der Aufſichtsbehörde find Mitglieder i 
Dieſe Mitglieder haben die gleichen Rechte und Pflichten wie die übrigen Mitglieder des Zu— 
ſammenſchluſſes. Gegen das Verlangen der Aufſichtsbehörde ſteht den Beteiligten Beſchwerde an 
den Miniſter zu. \ 

8 67. \ 

(1) Für Verbindlichkeiten des Zwangszuſammenſchluſſes haftet deſſen Vermögen. Soweit 
daraus Gläubiger des Zuſammenſchluſſes nicht befriedigt werden können, muß der Schuldbetrag 
durch Beiträge aufgebracht werden, die vom Vorſtand nach dem in der Satzung feſtgeſetzten 
Teilnahmemaßſtab umzulegen ſind (Zwangsumlagen). ö 


den Zuſammenſchluß aufzunehmen. 


\ 


\ 


\ 
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(2) Ausgeſchiedene Mitglieder bleiben für die bis zu ihrem Ausſcheiden umgelegten Bei⸗ 
träge verhaftet. 
(3) Gegen die Feſtſetzung und Heranziehung zu Zwangsumlagen ſteht den Beteiligten binnen 
zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß zu. Das Verfahren 
hat keine aufſchiebende Wirkung. 


(4) Die Beitreibung rückſtändiger Zwangsumlagen erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 
Vollſtreckungsbehörde gemäß den Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren iſt die 
Gemeindebehörde. 


§ 68. 


Die Auſſichtsbehörde kann Mitglieder des Vorſtandes, die ſich einer groben Pflichtverletzung 
ſchuldig machen, ihres Amtes entheben. Die auf Amtsenthebung lautende Verfügung kann binnen 
zwei Wochen durch Klage beim Oberverwaltungsgericht angefochten werden. Bis zur Entſcheidung 
darüber bleibt das Vorſtandsmitglied von den Amtsgeſchäften enthoben. 


wangsanſchluß. 
8 69. 


(1) Ein Zwangsanſchluß an einen bereits beſtehenden Zuſammenſchluß fol nur erfolgen, 
wenn der beſtehende Zuſammenſchluß diks beſchließt und feine Satzung (Geſellſchaftsvertrag) 
den Vorſchriften der Ziffer III Abſ. 1, 2 der Grundſätze zu § 38 des Geſetzes und den Bedürfniſſen 
des Zwangsanſchluſſes entſprechend ergänzt oder ändert. 


(2) Ein Zwangsanſchluß ſoll nicht ftattfinden, wenn die Mehrheit der Anzuſchließenden einen 
ſelbſtündigen Zuſammenſchluß wünſcht, der zweckdienlich iſt. 


70. 


() Der Kommiſſar hat die in Betracht kommenden Betriebe aufzufordern, ſich innerhalb 
einer zu beſtimmenden Friſt freiwillig einem ſeſtehenden Zuſammenſchluß anzuſchließen. Dabei 
iſt die Satzung (Geſellſchaftsvertrag) dieſes Zuſammenſchluſſes mitzuteilen. Gegen dieſe Auf— 
forderung ſteht den Beteiligten innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter zu. Der 
Miniſter entſcheidet, ob ein Verfahren auf Zwangsanſchluß eingeleitet werden ſoll. Bis zur 
Bekanntgabe dieſer Entſcheidung an die Beteiligten wird die Friſt für einen freiwilligen Anſchluß 
unterbrochen. 


(2) Nach erfolgloſem Ablaufe der zum freiwilligen Anſchluſſe geſetzten Friſt verfügt der 
Kommiſſar den Anſchluß des Betriebs an den Zuſammenſchluß. Die Verfügung iſt zuzuſtellen 
und muß die Satzungen (Geſellſchaftsvertrag) des Zuſammenſchluſſes und die beſonderen Be— 
dingungen des Anſchluſſes enthalten. 

(3) Gegen dieſe Verfügung iſt innerhalb zwei 
Miniſter gegeben. 

(4) Nach Rechtskraft der Verfügung hat der Kommiſſar den Anſchluß im Regierungsamtsblatt 
bekanntzumachen und die zur Durchführung des Anſchluſſes erforderlichen Erklärungen für den 
Angeſchloſſenen dem Zuſammenſchluſſe gegenüber abzugeben. 

’ (0) Die angeſchloſſenen Betriebe haben die gleichen Rechte und Pflichten wie die übrigen 
Mitglieder des Zuſammenſchluſſes. Dies gilt auch, wenn der Anſchluß freiwillig erfolgt iſt. 

(6) Nach Durchführung eines Anſchluſſes können Anderungen der Satzung (des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags) und die Auflöſung des Anſchluſſes nur mit Genehmigung des Regierungs⸗ 
präſidenten erfolgen. 


chen nach Zuſtellung die Beſchwerde an den 


§ 71. 


§§ 63 und 65 gelten für einen Zuſammenſchluß, dem Betriebe gemäß obigem Verfahren 
angeſchloſſen worden ſind, entſprechend. 
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Zuſtellung. 
N 

() Auf das Verfahren bei der Zuſtellung der Ladungen nach Artikel V find die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung über Zuſtellungen von Amts wegen mit der Maßgabe entſprechend an- 
zuwenden, daß an die Stelle des Gerichtsſchreibers der Kommiſſar oder ein von ihm beſtellter 
Beamter tritt. 

(2) Zur Bewirkung der Zuſtellungen kann ſich der Kommiſſar an Stelle der Gerichtsdiener 
auch anderer Beamten oder vereideter Boten bedienen. 

(3) Iſt die Ladung an mehrere Perſonen in einem Gemeindebezirke zuzuſtellen, jo kann dies 
durch Umlauf geſchehen. In dieſem Falle, 28 fie allen Perſonen, denen fie zuzuſtellen iſt, zur 
Kenntnisnahme vorzulegen oder vorzuleſen und eine beglaubigte Abſchrift bei einer in dem 
Schriftſtücke zu bezeichnenden Perſon niederzulegen. Die Niederlegung kann bei dem Gemeinde- 
vorſteher oder bei einer Perſon erfolgen, an die der Umlauf gerichtet iſt. 


Artikel VI. 
Strafbeſtimmungen. 
§ 73. 

(1) Wer vorſätzlich Milch anbietet, feilhält oder in den Verkehr bringt, die den gemäß 
§ 6 dieſer Verordnung von den Regierungspräſidenten, in Berlin dem Polizeipräſidenten, 
feſtgeſetzten Mindeſtforderungen an die Zuſammenſetzung der Milch nicht genügt, oder den 
ſonſtigen auf Grund dieſer Verordnung von den Regierungspräſidenten, in Berlin dem Polizei⸗ 
präſidenten, erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt, wird, ſofern die Tat nicht nach anderen 
Vorſchriften mit höherer Strafe bedroht ift, mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geld— 
ſtrafe beſtraft. 

(2) Iſt die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, fo tritt, ſofern die Tat nicht nach anderen 
Vorſchriften mit höherer Strafe bedroht iſt, nur Geldſtrafe ein. 


Artikel VII. 
§ 74. 

(1) Oberſte Landesbehörde im Sinne des Geſetzes und der Erſten Verordnung zur Ausführung 
des Milchgeſetzes vom 15. Mai 1931 iſt der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten. 

(2) Miniſter im Sinne dieſer Verordnung iſt der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. 

8 75. 

Ziele Verordnung tritt mit Ausnahme des Artikels V am 1. Januar 1932 in Kraft. Gleich⸗ 
zeitig treten ſämtliche preußiſchen Polizeiverordnungen über den Verkehr mit Milch ſowie die 
auf Grund des Geſetzes zur Regelung des Verkehrs mit Milch vom 23. Dezember 1926 (Reichs- 
geſetzbl. I S. 528) erlaſſenen Verordnungen außer Kraft. Die Beſtimmungen des Artikels V 
treten am Tage der Veröffentlichung dieſer Verordnung in der Preußiſchen Geſetzſammlung 
in Kraft. 


Berlin, den 16. Dezember 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Steiger. 
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Anlage A 
Kontrolliſte über die zur Gewinnung von Vorzugsmilch aufgeſtellten Kühe 
des 
f rr m . S . ee ne 
Farbe, EN EZ | itweili & d Mindeſtens Reviſionsvermerk des kontrollierenden 
Abzeichen, Ze SZ SÉ Tag T0 Ta So KE BW ge ` ber * * einmal beamteten Tierarztes 
Lfd.] Alter und] unter- bakterio⸗ der Auf der Zu⸗ g Ausſchließungſ ſcheidung der Kühe] wöchentlich — 

gender ſuchung logiſchen führung des Ta n een eee Tag der Ergebnis Etwaige 
eſondere durch den] Unter ſtellung 9 der zur Gewinnung der während 5 der Anordnungen 

Kennzeichen“) Beſich⸗ un 
Beſichtigung und ſonſtige 


; 24 Stunden 
beamteten ſuchung im Start| zum Abkalbens, Dauer, | von Vorzugsmilch SE 
O k ö u | im ; 
( 85 " Tierarzt der Milch Bullen Grund dienenden Tiere ch menge tigung 9 Bemerkungen 


Se 8 9 10 11 2.1 13 


8 3 4 5 6 
| 
A e 2 S 


„) Die Beſchreibung der Kühe iſt jo genau aufzunehmen, daß ſie mit Beſtimmtheit erkannt werden können. 
*) Bei Beanſtandung der Milch bei der bakteriologiſchen Milchunterſuchung iſt vom beamteten Tierarzt hier ein entſprechender Vermerk zu machen 
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